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Denkmal für Max Liebster an einem neuen Platz
Der Historiker Tim Müller, Mit-

glied im Stiftungsvorstand, skizzier-
te die beiden Biografien des Paars, in
denen mit Bezug auf die Juden und
die Zeugen Jehovas „die Geschichte
von zwei Verfolgungen“ deutlich
werde, die enger verbunden gewe-
sen seien, als dies im historischen
Gedächtnis heute präsent sei. „Uns
verband ein gegenseitiges Verständ-
nis, wie es nur unter Überlebenden
entstehen kann“, hatte Max Liebster
1955 über seine künftige Ehefrau ge-
schrieben.

Fünf Konzentrationslager überlebt

Seine Begegnung mit den Zeugen Je-
hovas begann im Zug zum Lager
Sachsenhausen, wo er einen soge-
nannten Bibelforscher traf, der ihm
eine andere Form des Christentums
näherbrachte. Laut Liebster hatten
diese Menschen nicht nur in einem
konsequenten pazifistischen Ver-
ständnis den Krieg verweigert, son-
dern „ihre Würde und Menschlich-
keit durch das Lagerleben nicht ver-
loren“. Als Liebster im November
1941 nach Neuengamme verlegt
wurde, kam er in eine „Bibelfor-
scher-Baracke“. Durch die Zeugen
Jehovas, die 1933 von den Nazis als
erste Glaubensgemeinschaft verbo-
ten wurden, habe er neuen Lebens-
mut gefasst und auf eine bessere
Welt gewartet, so Liebster, der fünf
Konzentrationslager überlebt hat,
darunter Auschwitz und Buchen-
wald. In seiner Biografie vereinen
sich zwei Gruppen, die vom NS-Re-
gime zur gleichen Zeit verfolgt und
ermordet wurden, sagte Tim Müller.

Musikalisch umrahmt wurde die
Veranstaltung von Anamaria und
Marco Tesei an Violine und Kontra-
bass. Zum Abschluss spielten sie ein
Lied des Zeugen Jehovas und Wider-
standskämpfers Erich Frost, das
1942 im KZ Sachsenhausen entstan-
den war und das Max Liebster und
Simone Arnold-Liebster stets viel
bedeutet habe, wie Müller berichte-
te. „Fest und entschlossen“ handelt
von religiösem Widerstand und Ent-
schlossenheit. Das Duo präsentierte
eine instrumentale Version des
Stücks.

die Möglichkeit zu geben, aus der
Geschichte Lehren zu ziehen. Ange-
regt durch seine positiven Erfahrun-
gen mit den Zeugen Jehovas in den
Konzentrationslagern war auch der
1915 geborene Max Liebster 1947
der Gemeinschaft beigetreten.

meinsam gründeten sie die Arnold-
Liebster-Stiftung, deren Ziel es ist,
durch friedliche und unpolitische
Mittel Frieden, Toleranz und Men-
schenrechte – und hier insbesonde-
re die religiöse Freiheit – zu fördern
und nachfolgenden Generationen

Max Liebsters Witwe, Simone Ar-
nold-Liebster, erklärte in einem
schriftlichen Grußwort, dass men-
schenfeindlichen Hasstaten nicht
ohne Reaktionen bleiben dürften.
Sie freue sich, dass die Arbeit für das
Denkmal dazu beitrage, dass Liebe
und Mitmenschlichkeit über Hass
und Unmenschlichkeit siegen wer-
den. „Die Verfolger haben nicht das
letzte Wort.“ Simone Arnold-Liebs-
ter ist 92 Jahre alt. Aus gesundheitli-
chen Gründen war es ihr nicht mög-
lich, an der Wiedereinweihung des
Denkmals teilzunehmen, wie Uwe
Klages mitteilte.

Wie ihre Eltern gehörte Simone
Liebster den Zeugen Jehovas an.
Nach der Besetzung des Elsass durch
die Wehrmacht wurde sie 1941 we-
gen der Verweigerung des Hitlergru-
ßes vom Gymnasium verwiesen.
1956 heiratete sie in Paris den eben-
falls durch die Nationalsozialisten
verfolgten Max Liebster, mit dem sie
sich in Frankreich niederließ. Ge-

zum Lautertaler Ehrenbürger er-
nannt. „Toleranz, Versöhnung, Lie-
be, Hoffnung, Zusammenhalt, Glau-
be, Mitgefühl“ sind auf den Edel-
stahlbändern in sechs Sprachen zu
lesen. Die jetzt unterschiedliche Pa-
tinierung der brüderlich sich die
Hand reichenden Figuren verweist
auf deren Beschädigung und die
Trennung durch nach wie vor unbe-
kannte Vandalen. Die durch die Bän-
der angedeutete Kugelform symbo-
lisiert die schützende Umgebung
des Rathauses.

Zeichen gegen rechte Tendenzen

Als er Ende 2017 seinen Dienst als
Burgermeister angetreten hatte, sei
er auf eine Bronzefigur mit abgebro-
chenen Sockeln in seine Amtszim-
mer aufmerksam geworden, berich-
tete Andreas Heun. Auf Nachfrage
im Hauptamt habe er von den Hin-
tergründen erfahren. Daraufhin
habe er begonnen, sich mit der Bio-
grafie Liebsters zu beschäftigen.

2018 hatte er dann Kontakt mit
der international aktiven Arnold-
Liebster-Stiftung mit Sitz in Karben
aufgenommen. Heun habe mit sei-
ner Entscheidung zur Neugestal-
tung des Denkmals am neuen
Standort ein Zeichen gegen rechts-
extreme Tendenzen gesetzt, so Stif-
tungsvorsitzender Uwe Klages. Aber
auch die positiven Reaktionen aus
der Bevölkerung machten Mut für
die Zukunft.

Von Thomas Tritsch

Reichenbach. Nachdem das 2013 er-
richtete Denkmal für den Lautertaler
Ehrenbürger Max Liebster in den
vergangenen Jahren wiederholt be-
schädigt worden war, hat es jetzt
nach längerer Vorbereitungszeit ei-
nen neuen Platz im Rathausfoyer der
Gemeinde gefunden. Dieser soll
aber nicht als Ersatz für das ur-
sprüngliche Werk verstanden wer-
den. Die Stelen am bisherigen
Standort gegenüber der Reichenba-
cher Felsenmeerschule, am Ort des
ehemaligen Wohnhauses der Fami-
lie Liebster, bleiben bestehen. Ledig-
lich die Bronzefiguren des Künstlers
Klaus Weber mit den beiden gravier-
ten Edelstahlbändern wurden als
Projekt „Denkmal 2.0“ in einen öf-
fentlichen und hellen, aber dennoch
geschützten Raum verlagert.

Vor rund 70 Gästen sprach Bür-
germeister Andreas Heun von einem
„würdigen Platz“. Als Kunstwerk der
personalisierten Erinnerungskultur
stehe das Denkmal für Werte, die
den moralischen Leitlinien des im
Mai 2008 in Aix-les-Bains (Frank-
reich) verstorbenen Max Liebster,
der aus einer jüdischen Familie
stammte und die Konzentrations-
und Vernichtungslager Sachsen-
hausen, Neuengamme, Auschwitz
und Buchenwald überlebt hatte.

2004 wurde Liebster auf Be-
schluss der Gemeindevertretung

Einweihung: An den Lautertaler Ehrenbürger wird nun im Foyer des Rathauses in Reichenbach erinnert. Am alten Platz gab es immer wieder Vandalismus

Das neue Max-Liebster-Denkmal im Rathaus in Reichenbach BILD: STRIEDER

Anamaria und Marco Tesei umrahmten die Einweihungsfeier. BILD: STRIEDER

Neue Straßen kosten 30 Millionen Euro
Gemeindevertretung: Zahlreiche Themen wurden in die Ausschüsse verwiesen

Von Thorsten Matzner

Lautertal. Die neue Friedhofssatzung
der Gemeinde und die dazugehörige
Gebührensatzung werden im Fi-
nanzausschuss der Gemeindever-
tretung weiter beraten. Die Gemein-
devertreter folgten einem entspre-
chenden Vorschlag von Bürgermeis-
ter Andreas Heun.

Heun sagte, es gebe „Zielkonflik-
te“ bei den Gebühren. Einerseits
dränge die Kommunalaufsicht dazu,
die Preise anzuheben. „Hier haben
wir sicher Nachbesserungsbedarf.“
Die bisherige Gebührensatzung ist
fast sechs Jahre alt, die Gebühren
wurden seither nicht verändert.

Jede Änderung wirke sich aller-
dings auf die Nachfrage nach den
Bestattungsarten aus. Eine Preiser-
höhung widerspreche daher den In-
teressen der hiesigen Steinindustrie.
Die wird bei der Wahl von kleineren
Gräbern – oder gar anonymen Be-
stattungsarten – weniger Geld ver-
dienen.

Die Berichterstattung dieser Zei-
tung vor der Sitzung der Gemeinde-
vertretung hat bei dem sensiblen
Thema Friedhöfe entsprechend viel
Echo ausgelöst. Aus dem Rathaus
wurde von einer ganzen Reihe von
Nachfragen berichtet. Bürgermeis-
ter Heun sagte, es gebe auch einen
Brief von Dieter Eichhorn, dem frü-
heren Geschäftsführer der Steinfir-
ma Eichhorn und Walter in Gadern-
heim. Außerdem lese wohl auch der
Dachverband der Friedhofsvereine
in Hamburg den BA und habe sich
ebenfalls bereits gemeldet.

über die Grundsteuer finanziert.
Über diesen Posten muss die Ge-
meinde schließlich das gesamte
Geld hereinholen, das nicht über Ge-
bühren, Zuschüsse oder allgemeine
Steuern in die Kasse fließt.

Bürgermeister Heun kündigte an,
die bisher erhobenen Daten zum
Zustand der Straßen würden noch-
mals aufbereitet, um unter anderem
die Straßen nach ihrer Bedeutung zu
sortieren. Heun stellte aber schon
klar, dass es nicht möglich sein wer-
de, in absehbarer Zeit alle Straßen zu
sanieren.

Heun: „Anderes ist wichtiger“

Im Kataster werden dafür 30 Millio-
nen Euro veranschlagt. Und das
nach dem Stand von 2021, also vor
der jüngsten Preissteigerungswelle.
Heun sagte, die Gemeinde investiere
zurzeit rund 1,2 bis 1,4 Millionen
Euro im Jahr. Mehr sei von den Fi-
nanzen und von der Abwicklung
durch die Verwaltung her nicht drin.
Schon daran zeige sich das Problem.
In der Summe seien schließlich auch
noch die weiteren Projekte enthal-
ten, unter anderem Investitionen in
die Wasserversorgung und die Kin-
derbetreuung, die auch künftig wei-
terliefen.

Es sei außerdem die Frage, ob sich
die Gesellschaft eine solche Investi-
tion überhaupt leisten könne. Ange-
sichts der vielfältigen Probleme wer-
de die Frage nach dem Zustand der
Straßen in den Hintergrund treten,
prophezeite Heun. „Wir haben an-
dere Schwerpunkte, die wichtiger
sind.“

seien 44 Prozent aller Straßen laut
dem Kataster in einem „sehr
schlechten“ Zustand und weitere 28
Prozent in einem „schlechten“.

Tobias Pöselt (SPD) erinnerte da-
ran, dass es immer noch keine poli-
tische Entscheidung darüber gebe,
ob die Gemeinde an ihrer Straßen-
beitragssatzung festhalten wolle. Bei
einem Sanierungskonzept müsse
aber klar sein, was auf die Bürger an
Kosten zukomme. Die Gemeinde-
vertretung hatte bereits vor der
Kommunalwahl 2021 eine Bürger-
versammlung geplant. Dabei sollte
darüber informiert werden, welche
anderen Möglichkeiten es gibt, um
den gemeindlichen Straßenbau zu
finanzieren. Die Versammlung kam
aber unter anderem wegen der Co-
rona–Pandemie nicht zustande.

Bisher war es vorgeschrieben, die
Anlieger der Straße mehr oder weni-
ger stark zur Kasse zu bitten. Der
Kostenanteil richtet sich danach,
welche Bedeutung die Straße hat.
Diese Regelung gilt in Lautertal bis
heute. Die Gemeinden dürfen inzwi-
schen aber auch beschließen, statt-
dessen sogenannte wiederkehrende
Straßenbeiträge zu erheben. Dabei
handelt es sich im Grund um eine
Steuer, bei der alle Grundbesitzer je-
des Jahr zur Kasse gebeten werden.
Die Einnahmen werden dann für
den Straßenbau verwendet.

Den Weg über eine Extra-Abgabe
kann man sich schließlich auch spa-
ren und – dritte Möglichkeit – die
Beiträge insgesamt abschaffen. Der
Straßenbau ist dann für die Bürger
aber nicht kostenlos, sondern wird

Im Bauausschuss soll es dem-
nächst um die Ortsdurchfahrt von
Staffel gehen. Mit Blick auf die von
der Gemeinde gewünschte Verbes-
serung der Situation bei den Bushal-
testellen und den Gehwegen hatte
die Straßenverkehrsbehörde Hes-
sen-Mobil vorgeschlagen, die recht-
liche Einstufung der Straße zu än-
dern.

Bürgermeister Heun sagte, hier
gelte es, Vor- und Nachteile sorgfäl-
tig abzuwägen. Mit der von Hessen-
Mobil vorgeschlagenen Änderung
könne die Gemeinde zwar Förder-
mittel für ihre Vorhaben beantragen.
Es sei aber völlig unklar, mit welchen
Summen hier zu rechnen sei. Auf der
anderen Seite übernehme die Kom-
mune nach einer Änderung neue
Pflichten, etwa den Winterdienst.
Auf Wunsch des Beedenkircher
Ortsvorstehers Hartmut Krämer
wird der Ortsbeirat an den Auss-
schuss-Beratungen beteiligt.

Die Situation in Staffel ist für die
Bürger seit langem unerfreulich. Ei-
nerseits gibt es entlang der Jugenhei-
mer Straße keine Gehwege. Anderer-
seits wird auf der Straße von vielen
zu schnell gefahren.

Straßenkataster wird beraten

Ebenfalls in den Bauausschuss ver-
wiesen wurde das Straßenkataster
der Gemeinde. Die CDU hatte dazu
einen Antrag gestellt. Carsten Ste-
phan sagte zur Begründung, die Er-
gebnisse aus der Untersuchung der
Gemeindestraßen müssten nun be-
wertet werden und in ein Sanie-
rungskonzept münden. Immerhin

Finanzkrise

Fehlbuchungen
wurden vom

Steuerbüro entdeckt

Recht hat der Leserbrief-Schrei-
ber mit seiner Vermutung, bei dem
jüngsten Selbstlob der Fraktionen
zur Behebung des Grundsteuerpro-
blems könne es sich schon um den
Wahlkampf für das Bürgermeister-
amt handeln. Nicht nur die von SPD
und Grünen beantragte Senkung der
Grundsteuer B um 100 Punkte sollte
ein Wahlkampfgeschenk werden.
Auch die Ablehnung  von CDU und
LBL war auf den Wahlkampf
gemünzt, um später selbst eine Sen-
kung um 200 Punkte durchzusetzen.
Ein genialer Schachzug, bei dem
SPD und Grüne mit dem Nasenring
durch die Manege gezogen wurden
und obendrein auch noch zustim-
men mussten, um später nicht dem
Vorwurf ausgesetzt zu sein, gegen
eine Entlastung der Bürger gestimmt
zu haben. Aber war es wirklich
genial? Mitnichten.

Vor dem Hintergrund der Neube-
rechnung der Grundsteuer im Jahr
2025 und den enormen Investitio-
nen der Gemeinde, war es mehr als
fahrlässig, diese anzufassen. Und
prompt droht eine erneute Schief-
lage, doch vor einer abermaligen
Anhebung wird man sich hüten, um
nicht komplett unglaubwürdig zu
werden.

Aber bei der Grundsteuerzeiten-
wende 2025 wird man eine geniale
Ausrede für den Steuerwumms parat
haben, denn dann hat man ja noch
keine Erfahrungswerte mit den
neuen Meßbeträgen und den damit
verbundenen völlig anderen Hebe-
sätzen. Wir dürfen also gespannt
sein, welche Wahrheiten uns im Bür-
germeisterwahlkampf aufgetischt
werden.

Wolfgang Vetter
Elmshausen

Keine Fraktion hat zur Lösung der
Krise beigetragen, BA vom 26. Ja-
nuar:

Es ist schon mehr als bedenklich,
dass der Verfasser des Leserbrie-

fes vor Unwahrheiten warnt, an sei-
nen eigenen Aussagen aber Zweifel
bleiben. So wurden die Fehlbuchun-
gen der Niederschlagswassergebüh-
ren keineswegs vom Ministerium
aufgedeckt, sondern schlicht und
einfach vom Steuerbüro Eckermann
und Krauß, das bereits direkt nach
der Kommunalwahl 2016 auf
Beschluss der Gemeindevertretung
beauftragt wurde – und nicht erst
2017 nach der Wahl von Bürgermeis-
ter Andreas Heun, wie der Verfasser
behauptet.

Die erste Fehlbuchung des Jahres
2014 wurde vom Steuerbüro bereits
im Dezember 2016 entdeckt, was im
entsprechenden Protokoll des
Finanzausschusses auf der Home-
page der Gemeinde für jedermann
nachlesbar ist. Was bis heute nicht
geklärt ist, ist, warum am 23. Januar
2017 der Haushalt für 2017 beim
Regierungspräsidium vorgelegt
wurde, ohne diesen Fehler zu korri-
gieren. Denn Fakt ist auch, dass der
damalige Bürgermeister den
Gemeindevorstand und die Öffent-
lichkeit erst Mitte Mai 2017 über die
Fehlbuchungen informierte. Erst
danach wurden das Regierungsprä-
sidium und das Ministerium einge-
schaltet.

LESERFORUM

Engagierte Lehrer
gegen Gewalt zur Wehr setzen, so
die jungen Geschichtslehrer im
Rathaus, darunter Fatemeh Ta-
batabei, Mert Sahin und Levinia
Jones. „Schule soll und kann in
die Gesellschaft hineinwirken“,
betonte Frank Maus. Dies werde
hier beispielhaft umgesetzt. Wer
an Max Liebster erinnere, der un-
ternehme viel für ein gerechteres
und humanes Miteinander.

Stiftungsvorsitzender Uwe
Klages lobte das Engagement der
Lehrer als starkes Signal mit einer
wichtigen Botschaft für Frieden,
Freiheit und Menschenrechte. tr

An der Einweihungsfeier nahmen
auch ehemalige Absolventen des
Studienseminars in Heppenheim
teil, das Lehrer für Grund-,
Haupt- und Realschulen sowie
Förderschulen ausbildet. Außer
Direktor Uwe Setzer war Frank
Maus dabei, der als Sprecher der
Projektinitiative die Idee eines
Denkmals angeregt hatte.

Mit den damaligen Lehramts-
referendaren hat der Seminarlei-
ter und Lautertaler Gemeinde-
vertreter die Suche nach einem
neuen Standort begleitet. Eine
Demokratie müsse sich friedlich


